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Jahrgang 1949 Ausgegeben am 23. Februar 1949 10. Stück

4 8 . Übereinkommen zwischen dem Internationalen Kinderhilfsfonds (International Children's Emergency Fund)
und der österreichischen Regierung.

4 9 . Verfassung der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO).
5 0 . Kundmachung: Ratifikation des Abkommens von Neuchâtel über die Erhaltung oder die Wiederherstellung

der durch den zweiten Weltkrieg beeinträchtigten Eigentumsrechte durch Brasilien und Griechenland,
betreffend die Ausdehnung des Geltungsbereiches dieses Abkommens auf die niederländischen überseeischen
Gebiete sowie betreffend die Anwendung des Schlußprotokolls und des zusätzlichen Schlußprotokolls dieses
Abkommens auf die dominikanische Republik.

48.

(Übersetzung)

Übereinkommen
zwischen dem Internationalen Kinderhilfs-
fonds (International Children's Emergency
Fund) und der österreichischen Regierung.

Die Generalversammlung der Vereinten Na-
tionen hat mit Beschluß Nr. 57 vom 11. Dezember
1946 einen internationalen Kinderhilfsfonds ins
Leben gerufen (im folgenden als Fonds be-
zeichnet).

Der Fonds stellt seine gegenwärtigen und zu-
künftigen Hilfsgüter und Beiträge nach dem Ent-
scheid des Exekutivkomitees des Fonds zugunsten
von Kindern, Jugendlichen, werdenden und stil-
lenden Müttern Österreichs zur Verfügung.

Die österreichische Regierung (im folgenden
Regierung genannt) wünscht die Hilfe des Fonds
für Kinder, Jugendliche, werdende und stillende
Mütter innerhalb ihres Staatsgebietes. Die Ver-
treter des Fonds und der Regierung haben das
Bedürfnis für eine solche Hilfe in Österreich fest-
gestellt.

Die Regierung hat ihr eigenes Hilfsprogramm
für Kinder, Jugendliche, werdende und stil-
lende Mütter und den Plan für die beste Aus-
nützung und Verteilung der Hilfsgüter oder
anderer durch den Fonds vorgeschlagener Hilfs-
aktionen mit den vom Fonds vorgeschlagenen
Hilfsplänen in Einklang gebracht.

Daher haben die Regierung und der Fonds
folgendes Übereinkommen geschlossen:

24 24
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Artikel I.

Beistellung von Hilfsgütern und Dienstleistungen.

A. Der Fonds wird nach Maßgabe der Anfor-
derungen und innerhalb der Grenzen seiner
Hilfsmittel Lebensmittel und andere Hilfsgüter
und Dienstleistungen zur Hilfe und Unter-
stützung von Kindern, Jugendlichen, werdenden
und stillenden Müttern Österreichs beistellen.

B. Die Regierung wird in Übereinstimmung
mit dem geschlossenen Aktionsplan und auf
Grund von später übereinstimmend beschlos-
senen Verbesserungen Lebensmittel und andere
spezielle Hilfsmittel für Kinder, Jugendliche,
werdende und stillende Mütter von Österreich bei-
stellen und nimmt zur Kenntnis, daß die Lebens-
mittel und Hilfsgüter, die durch den Fonds
geliefert werden, nur zugunsten dieser Personen,
in Übereinstimmung mit dem vorerwähnten
Operationsplan verteilt werden.

C. Die Mengen und die Art der Lebensmittel
und Hilfsgüter, die durch den Fonds und durch
die Regierung zugunsten der Kinder, Jugend-
lichen, werdenden und stillenden Mütter von
Österreich beigestellt werden, wird von Zeit zu
Zeit in entsprechenden Perioden durch gegen-
seitige Beratung zwischen dem Fonds und der
Regierung bestimmt werden.

D. Der Fonds wird für seine Dienstleistungen
und Hilfsgüter im Rahmen dieses Abkommens
keine Zahlung in ausländischer Währung ver-
langen und auch keinen Anspruch darauf haben.

Artikel II.

Übertragung und Verteilung der Hilfsgüter.

A. Der Fonds behält sich das volle Eigentums-
recht an seinen Hilfsgütern bis zum Verbrauch
oder zur Verwertung durch den letzten Empfän-
ger, für den die Hilfe vorgesehen ist, vor und
wird seine Hilfsgüter der Regierung zu treuen
Handen übergeben. Die Regierung wird dafür
Sorge tragen, daß die von der Regierung und
vom Fonds bevollmächtigten Behörden die Ver-
teilung im Namen des Fonds zugunsten von
Kindern, Jugendlichen, werdenden und stillenden
Müttern von Österreich im Einklang mit dem
beiliegenden Arbeitsplan und den Richtlinien des
Fonds vornehmen werden.

B. Die Regierung wird die durch den Fonds
bereitgestellten Hilfsgüter nach dem Arbeitsplan
durch die Behörden und Dienststellen, die von
Zeit zu Zeit durch die Regierung und den Fonds
nominiert werden, zur Verteilung bringen. Bei
der Verteilung oder Abwicklung solcher Hilfs-
pläne wird die Regierung als Vertreterin des
Fonds handeln, bis die Güter gebraucht oder ver-
braucht sind.
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C Die Regierung übernimmt es, darauf zu
achten, daß diese Hilfsgüter gleichmäßig und
nach dem tatsächlichen Bedarf ohne Unterschied
von Rasse, Religion, Nationalität und politischer
Einstellung zugeteilt und verteilt werden. Keine
zur Zeit des Vertragsabschlusses in Kraft
befindlichen Rationssätze (siehe B, Artikel I)
werden durch die vom Fonds gelieferten Hilfs-
güter in der Weise beeinflußt, daß die Sätze für
Kinder, Jugendliche, werdende und stillende
Mütter herabgesetzt werden.

D. Es wird zugestimmt, daß Hilfsgüter und
Dienstleistungen des Fonds als zusätzlich anzu-
sehen sind und keinen Ersatz für im Regierungs-
budget vorgesehene ähnliche Aktionen darstellen.

E. Die Regierung ist damit einverstanden, daß
der Fonds seine eingeführten Güter, wenn not-
wendig, bezeichnet (mit Unterscheidungsmerk-
malen versieht), so daß die in Frage stehenden
Güter eindeutig als Hilfe und Unterstützung für
Kinder, Jugendliche, werdende und stillende
Mütter von Österreich erkennbar sind.

F. Kein Empfänger von Hilfsgütern des Fonds
darf gezwungen werden, direkt oder inidirekt die
Kosten dieser Güter zu bezahlen.

G. Die Regierung erklärt sich (bereit, alle Vor-
kehrungen für Einfuhr, Umladung, Unterbrin-
gung, Transport und Verteilung der Hilfsgüter
des Fonds zu treffen und alle Durchführungs- und
Verwaltungsausgaben oder Kosten in österreichi-
scher Währung zu übernehmen.

Artikel III.

Ausfuhr.

Die Regierung erklärt, nicht zu erwarten, daß
der Fonds Hilfsgüter für Kinder, Jugendliche,
werdende und stillende Mütter von Österreich
einführt, wenn die Regierung Güter derselben
oder ähnlicher Art ausführt. Sollten sich Aus-
nahmefälle, durch besondere Umstände bedingt,
ergeben, müßten sie vom Exekutivkomitee be-
raten und beschlossen werden.

Artikel IV.

Meldungen und Bericht:.

A. Die Regierung wird den Fonds mit Sta-
tistiken und Nachrichten versehen, die für den
Operationsplan notwendig sind, und auch mit
dem Fonds wegen Beistellung solcher Berichte
und Nachrichten beraten.

B. Die Regierung wird dem Fonds solche Mel-
dungen, Berichte und Informationen zur Ver-
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fügung stellen, die der Fonds zur Durchführung
seiner Aufgabe für nowendig hält.

Artikel V.

Beziehungen zwischen Regierung und Fonds in
der Ausführung dieses Vertrages.

A. Es wird anerkannt und durch die Regierung
und den Fonds vereinbart, daß bei der Aus-
führung der Bedingungen des Vertrages eine enge
und herzliche Zusammenarbeit zwischen den
Repräsentanten beider Stellen vorgesehen ist. Zu
diesem Zweck wird vereinbart, daß der Fonds
bevollmächtigte Beamte in Österreich stationiert
und zur Beratung und Zusammenarbeit mit den
zuständigen Regierungsbehörden in bezug auf
Transport, Empfang und Verteilung von Fonds-
gütern, zur Feststellung des Bedarfeis für Kinder,
Jugendliche, werdende und stillende Mütter von
Österreich sowie zur Ausführung dieses Ver-
trages und zur Beratung des Hauptquartiers des
Fonds in bezug auf dieses Abkommen und für
alle Probleme, die aus der Zusammenarbeit der
Regierung mit dem Fonds erwachsen, ermächtigt.

B. Der Fonds wird für die oben angeführten
Aufgaben ein Büro in der Hauptstadt des Landes
einsetzen, das die Durchführung des Vertrages
überwachen und die grundsätzlichen Fragen
regeln wird.

C. Die Regierung wird die Anstellung solcher
österreichischer Staatsbürger, wie Beamte, Schreib-
kräfte oder andere mit der Durchführung der
Agenden des Fonds betrauter Personen, ermög-
lichen und erleichtern.

D. Die Regierung wird den Bevollmächtigten
dies Fonds die notwendige Einsichtnahme in alle
die Verteilung von Fondsgütern betreffenden
Belege, Aufzeichnungen usw. gestatten. Die
Regierung wird weiterhin den Bevollmächtigten
des Fonds von Zeit zu Zeit den freien Zutritt
zu den Verteilungsaktionen in allen Gebieten
gestatten, damit sie den Fortschritt und die Art
der Verteilung zusammen mit den Regierungs-
behörden prüfen können.

E. Die Regierung wird im Einvernehmen mit
dem Fonds Vorkehrungen treffen, die erwach-
senden Ausgaben für Wohnung, Lebenshaltung,
Autotransporte und Reisen der in diesem Artikel
vorgesehenen Beamten in österreichischer Wäh-
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rung zu übernehmen und (für die Einrichtung
eines Büros in der Hauptstadt des Landes (siehe
Abschnitt B dieses Artikels) mit den notwendigen
Schreibkräften und sonstigem Hilfspersonal, so-
wie Post-, Telegraph- und Telephonverbindun-
gen zur Verfügung stellen.

Artikel VI.

Gebührenfreiheit.

A. Der Fonds, sein Eigentum, Einkommen und
alle seine Unternehmungen und Geschäfte
irgendwelcher Art sind befreit von allen Ab-
gaben, Steuern, Zöllen oder Gebühren, die durch
die Regierung oder irgendwelche Behörden oder
andere öffentliche Körperschaften in Österreich
eingehoben werden. Der Fonds wird ebenso
befreit sein von der Verbindlichkeit zur Ein-
hebung oder Bezahlung von Steuern, Abgaben,
Zöllen oder Gebühren, die durch die Regierung
oder irgendeine Behörde oder eine andere öffent-
liche Körperschaft vorgeschrieben sind.

B. Die österreichische Regierung oder irgend-
welche Behörde oder öffentliche Körperschaften
dürfen in bezug auf Gehälter oder Zulagen für
persönliche Dienste, die durch den Fonds an
seine Beamten, Angestellten oder andere Bedien-
stete bezahlt werden, sofern sie nicht öster-
reichische Staatsangehörige sind oder ihren Wohn-
sitz in Österreich haben, (keine Abgaben, Steuern,
Zölle oder Gebühren einheben.

C. Die Regierung wird dies als Grundsatz
dieses Vertrages betrachten und alle Anstrengun-
gen machen, die Güter und Dienstleistungen des
Fonds von Zöllen, Abgaben usw., die die Hilfs-
leistungen des Fonds schmälern könnten, freizu-
halten.

Artikel VII.

Privilegien, Vorrechte und Immunität.

Die Regierung gewährt dem Fonds und seinen
Angestellten die Vorrechte und Immunität, die
in der allgemeinen Konvention der General-
versammlung der Vereinten Nationen vom
13. Februar 1946 hinsichtlich Privilegien und Im-
munität beschlossen worden sind.

Artikel VIII.

Veröffentlichungen.

Die Regierung gibt dem Fonds alle notwen-
digen Erleichterungen zur Information der
Öffentlichkeit bezüglich der Zustellung und Ver-
teilung der Fondsgüter und wird ihn bei Ab-
fassung solcher Veröffentlichungen unterstützen.
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Artikel IX.

Dauer des Abkommens.

Dieses Abkommen tritt mit heutigem Tage
in Kraft. Es wird mindestens bis zum Verbrauch
der Fondsgüter zusätzlich einer entsprechenden
Zeit für die Durchführung einer ordentlichen
Liquidierung der Tätigkeit des Fonds in Öster-
reich in Kraft bleiben. Für den Fall einer Mei-
nungsverschiedenheit über Einhaltung der Ver-
tragsbedingungen wird die Angelegenheit dem
Programmausschuß des Exekutionskomitees des
Internationalen Kinderhilfsfonds zur geeigneten
Veranlassung vorgelegt werden.

A n n a h m e des Ü b e r e i n k o m m e n s .

Für das Internationale Kinderhilfswerk
der Vereinten Nationen:

van HAMEL m. p.

Für die österreichische Bundes-
regierung:

FIGL m. p.

Wien, am 7. November 1947.

Dieser Vertrag ist gemäß seinem Artikel IX am 7. November 1947 in Kraft getreten.

Figl

49.

Der Bundespräsident der Republik Österreich erklärt, dem in London am 16. November 1945
unterzeichneten Abkommen, enthaltend die Verfassung der Organisation der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissenschaft und Kultur (Constitution of the United Nations Educational, Scientific
and Cultural Organisation — Convention créant une organisation des Nation Unies pour l'édu-
cation, la science et la culture) welches also lautet:

(Übersetzung)
Die Verfassung der Organi-
sation der Vereinten Nati-
onen für Erziehung, Wissen-

schaft und Kultur
(UNESCO).

Die Regierungen der an dieser
Verfassung beteiligten Staaten
erklären im Namen ihrer Völker:

daß Kriege ihren Ursprung in
der Seele des Menschen haben
und daher die Schutzwehr des
Friedens gleichfalls in der Seele
des Menschen errichtet werden
muß;
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daß das mangelnde gegen-
seitige Verstehen der Völker im
Laufe der Geschichte stets Arg-
wohn und Mißtrauen zwischen
den Nationen hervorgerufen hat,
so daß ihre Meinungsver-
schiedenheiten allzuoft zu
Kriegen geführt haben;

daß der große und schreck-
liche Krieg, der soeben zu Ende
gegangen ist, nur dadurch mög-
lich wurde, daß das demokra-
tische Ideal der Würde, der
Gleichheit und der gegenseitigen
Achtung des Menschen ver-
leugnet wurde, um an seine
Stelle, unter Ausbeutung von
Unwissenheit und Vorurteilen,
die Lehre von der Ungleichheit
der Rassen und der Menschen
zu setzen;

daß weite Ausbreitung der
Kultur und Erziehung aller zu
Gerechtigkeit, Freiheit und
Friedfertigkeit für die Würde
des Menschen unerläßlich sind
und eine heilige Verpflichtung
bedeuten, die alle Völker im
Geiste gegenseitiger Hilfeleistung
und eines gemeinsamen An-
liegens zu erfüllen haben;

daß ein Frieden, der nur auf
wirtschaftlichen und politischen
Vereinbarungen der Regie-
rungen beruht, sich nicht der ein-
stimmigen, dauernden und auf-
richtigen Zustimmung der Völ-
ker zu erfreuen vermag, viel-
mehr der Frieden auf der
geistigen und moralischen Soli-
darität der Menschheit aufge-
baut werden muß.

Aus diesen Überlegungen und
im Glauben an den Wert unge-
schmälerter und gleicher Bil-
dungsmöglichkeit für alle, un-
eingeschränkter Erforschung ob-
jektiver Wahrheit und des freien
Austausches von Ideen und
Kenntnissen, sind die an dieser
Verfassung beteiligten Staaten
übereingekommen und ent-
schlossen, Mittel und Wege des,
geistigen Verkehrs zwischen,
ihren Völkern zu entwickeln und
zu vermehren und sie zum
Zwecke wechselseitigen Verste-
hens und tieferen und vollstän-
digeren Kennenlernens des
Völkerlebens zu verwenden.
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Infolgedessen begründen sie
hiermit die Organisation der
Vereinten Nationen für Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur,
um auf diese Weise, durch die
Mitarbeit der Völker der Welt
auf den Gebieten der Erziehung,
der Wissenschaft und der Kul-
tur, Schritt für Schritt, die Ziele
des internationalen Friedens und
der gemeinsamen Wohlfahrt der
Menschheit zu verwirklichen, um
deretwillen die Organisation der
Vereinten Nationen, wie in
deren Satzung ausdrücklich her-
vorgehoben ist, ins Leben ge-
rufen wurde.

Artikel I.

Z w e c k u n d A u f g a b e n .

1. Der Zweck der Organi-
sation besteht darin, einen Bei-
trag zum Frieden und zur
Sicherheit zu leisten, und zwar
durch die Förderung der Zu-
sammenarbeit zwischen den
Völkern auf dem Wege der Er-
ziehung, der Wissenschaft und
Kultur, um auf diese Weise die
Beachtung der Gerechtigkeit, des
Gesetzes, der Menschenrechte
und der grundlegenden Frei-
heiten in der ganzen Welt für
jedermann, ohne Rücksicht auf
Rasse, Geschlecht, Sprache oder
Religion, zu sichern, wie dies die
Satzung der Vereinten Nationen
für alle Völker vorsieht.

2. Zu diesem Zwecke will die
Organisation:

a) das gegenseitige Sichkennen-
lernen und Verstehen der
Völker durch Unterstützung
der zur Information der
Massen vorhandenen Mög-
lichkeiten fördern und die-
jenigen internationalen Ver-
einbarungen empfehlen, die
notwendig erscheinen, um
die ungehemmte Verbrei-
tung von Ideen durch Wort
und Bild zu erleichtern;

b) der Volkserziehung und der
Ausbreitung der Kultur
neue Auftriebe geben, und
zwar:
durch Zusammenarbeit mit
den Mitgliedern, die den
Wunsch äußern, bei der
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Vervollkommnung ihrer
pädagogischen Wirksamkeit
unterstützt zu werden;
durch Förderung der Zu-
sammenarbeit unter den
Nationen zum Zwecke der
schrittweisen Verwirk-
lichung des Ideals gleicher
Erziehungsmöglichkeiten für
alle, ohne Unterschied der
Rasse, des Geschlechtes oder
irgendwelcher wirtschaft-
licher oder sozialer Um-
stände;
durch Anregung von Er-
ziehungsmethoden, die am
besten dazu geeignet sind,
die Kinder in der ganzen
Welt auf die Verantwort-
lichkeit des freien Mannes
vorzubereiten;

c) Kenntnisse wahren, meh-
ren und ausbreiten:

durch Behütung und Be-
schirmung der Schätze der
Welt an Büchern, Kunst-
werken sowie historischen
und wissenschaftlichen
Denkmälern, und durch
Empfehlung der zu diesem
Zwecke von den inter-
essierten Nationen abzu-
schließenden internationalen
Abkommen;
durch Förderung der Zu-
sammenarbeit zwischen den
Nationen auf allen Ge-
bieten geistiger Tätigkeit,
darunter auch des inter-
nationalen Austausches von
Vertretern der Erziehung,
der Wissenschaft und der
Kultur, sowie des Aus-
tausches von Veröffent-
lichungen, Kunstwerken.
Forschungsergebnissea und
anderem nützlichen Infor-
mationsmaterial;
durch Einführung von Me-
thoden internationaler Zu-
sammenarbeit, die den Völ-
kern aller Länder das von
jedem von ihnen gedruckte
und veröffentlichte Mate-
rial zugänglich machen.

3. Um den Mitgliedstaaten der
Organisation die Unabhängig-
keit, Unversehrtheit und
schöpferische Mannigfaltigkeit
ihrer Kulturen und Er-
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ziehungssysteme zu sichern,
ist es der Organisation unter-
sagt, sich in Angelegenheiten
einzumischen, die im wesent-
lichen zur inneren Zuständigkeit
der Mitgiedstaaten gehören.

Artikel II.
M i t g l i e d s c h a f t .

1. Die Mitgliedschaft an der
Organisation der Vereinten Na-
tionen bringt das Recht auf
Mitgliedschaft an der Organisa-
tion der Vereinten Nationen für
Erziehung, Wissenschaft und
Kultur mit sich.

2. Vorbehaltlich der Bestim-
mungen des zwischen dieser Or-
ganisation und der Organisa-
tion der Vereinten Nationen
abzuschließenden Übereinkom-
mens, dessen Genehmigung ent-
sprechend Artikel X dieser Ver-
fassung zu erfolgen hat, können
Staaten, die nicht Mitglieder der
Vereinten Nationen sind, als
Mitglieder der Organisation auf-
genommen werden, und zwar
auf Empfehlung des Exekutiv-
rates durch eine Zweidrittelmehr-
heit der Generalkonferenz.

3. Die Mitglieder der Organi-
sation, die von der Ausübung
ihrer Rechte und Privilegien als
Mitglieder der Organisation der
Vereinten Nationen suspendiert
worden sind, sollen, auf An-
suchen der letzteren, von ihren
Rechten und Privilegien in der
Organisation suspendiert wer-
den.

4. Mitglieder der Organisa-
tion, die aus der Organisation
der Vereinten Nationen ausge-
schlossen worden sind, verlieren
ohne weiteres die Mitgliedschaft
an der Organisation.

Artikel III.
O r g a n e .

Die Organisation umfaßt eine
Generalkonferenz, einen Exe-
kutivrat und ein Sekretariat.

Artikel IV.
Die

G e n e r a l k o n f e r e n z .
A. Zusammensetzung.

1. Die Generalkonferenz be-
steht aus den Vertretern der
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Mitgliedstaaten der Organisa-
tion. Die Regierung jedes Mit-
gliedstaates ernennt höchstens
fünf Vertreter, nach Befragung
des Nationalen Ausschusses,
wenn ein solcher besteht, oder
der Anstalten und Körper-
schaften für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur.

B. Aufgaben.

2. Die Generalkonferenz hat
die Politik und die allgemeinen
Richtlinien für die Tätigkeit der
Organisation zu bestimmen. Sie
soll über die vom Exekutivrat
ausgearbeiteten Pläne entschei-
den.

3. Die Generalkonferenz soll
nötigenfalls internationale Kon-
ferenzen für Erziehung, Wissen-
schaft, humanistische Fragen und
Verbreitung von Kenntnissen
einberufen.

4. Die Generalkonferenz soll,
bei Annahme der den Mitglied-
staaten zu unterbreitenden Vor-
schläge zwischen Empfehlungen
an die Mitgliedstaaten und von
den Mitgliedstaaten zu ratifi-
zierenden internationalen Ab-
kommen unterscheiden. Im er-
steren Falle genügt einfache
Stimmenmehrheit, im letzteren
Falle ist eine Zweidrittelmehr-
heit erforderlich. Jeder der Mit-
gliedstaaten hat die Empfehlun-
gen oder Abkommen binnen
einem Jahre nach Schluß der
Tagung der Generalkonferenz,
auf der sie angenommen worden
sind, den zuständigen nationalen
Stellen vorzulegen.

5. Die Generalkonferenz be-
rät die Organisation der Ver-
einten Nationen über die vom
Standpunkt der Erziehung, Wis-
senschaft und Kultur bedeut-
samen Gesichtspunkte der die
Vereinten Nationen interes-
sierenden Fragen, und zwar auf
Grund der Bestimmungen und
der Verfahrensvorschriften, wie
sie von den zuständigen Stellen
der beiden Organisationen ver-
einbart worden sind.

6. Die Generalkonferenz er-
hält und prüft die Berichte, die
ihr periodisch von den Mitglied-
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staaten gemäß Artikel VIII
unterbreitet werden.

7. Die Generalkonferenz
wählt die Mitglieder des Exe-
kutivrates und ernennt, auf
Empfehlung des Rates, den
Generaldirektor.

C. Abstimmung.

8. Jeder Mitgliedstaat soll in
der Generalkonferenz über eine
Stimme verfügen. Die Beschlüsse
werden mit einfacher Mehrheit
gefaßt, abgesehen von den
Fällen, in denen nach den Be-
stimmungen dieser Verfassung
eine Zweidrittelmehrheit erfor-
derlich ist. Die Mehrheit wird
nach der Zahl der anwesenden
und an der Abstimmung teil-
nehmenden Mitglieder berechnet.

D. Verfahren.

9. Die Generalkonferenz tritt
jährlich zu einer ordentlichen
Tagung zusammen; sie kann zu
einer außerordentlichen Tagung
auf Einberufung des Exekutiv-
rates zusammentreten. Auf jeder
Tagung soll die Konferenz den
Sitz der nächsten Tagung
bestimmen und dieser soll sich
von Jahr zu Jahr ändern.

10! Die Generalkonferenz soll
auf jeder Tagung ihren Präsi-
denten und ihr Büro wählen
sowie ihre Geschäftsordnung an-
nehmen.

1.1. Die Generalkonferenz soll
technische Spezialausschüsse und
sonstige Hilfsorgane einsetzen,
die sich für die Erfüllung ihrer
Aufgaben als notwendig er-
weisen.

12. Die Generalkonferenz soll
Anordnungen treffen, um dem
Publikum den Zutritt zu den
Verhandlungen zu ermöglichen,
vorbehaltlich der Bestimmungen
ihrer Geschäftsordnung.

E. Beobachter.

13. Die Generalkonferenz
kann, auf Empfehlung des Exe-
kutivrates, mit Zweidrittelmehr-
heit und vorbehaltlich ihrer Ge-
schäftsordnung, Vertreter inter-
nationaler Organisationen, vor
allem der in Artikel XI, Para-
graph 4, vorgesehenen, zu be-
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stimmten Sitzungen der Kon-
ferenz oder ihrer Ausschüsse als
Beobachter einladen.

Artikel V.

D e r E x e k u t i v r a t .

A. Zusammensetzung.

1. Der Exekutivrat besteht aus
1'8 Mitgliedern, die durch die
Generalkonferenz aus den von
den Mitgliedstaaten ernannten
Vertretern gewählt werden, so-
wie aus dem Präsidenten der
Konferenz, der ex officio mit
beratender Stimme an den Ver-
handlungen teilnimmt.

2. Bei der Wahl der Mitglieder
des Exekutivrates soll die Ge-
neralkonferenz darauf bedacht
sein, solchen Personen ihre
Stimme zu geben, die auf dem
Gebiete der Kunst, Literatur,
der Wissenschaft, der Erziehung
und der Gedankenverbreitung
zuständig sind und über die er-
forderliche Erfahrung und Sach-
kunde verfügen, um die dem
Rat obliegenden administrativen
und exekutiven Aufgaben er-
füllen zu können. Sie soll auch
auf die Verschiedenheit der Kul-
turen und eine angemessene geo-
graphische Verteilung Rücksicht
nehmen. Für denselben Zeitraum
kann nicht mehr als ein Staats-
bürger desselben Mitgliedstaates
dem Rate angehören, abgesehen
von dem Präsidenten der Kon-
ferenz.

3. Die gewählten Mitglieder
des Exekutivrates sollen drei
Jahre im Amte bleiben und
können für eine zweite Amts-
periode unmittelbar wiederge-
wählt werden. Doch dürfen sie
nicht mehr als zwei Amtsperio-
den hintereinander amtieren.
Bei der ersten Wahl sollen
18 Mitglieder gewählt werden,
von denen ein Drittel am Ende
des ersten Jahres sein Amt
niederlegen soll und ein anderes
Drittel am Ende des zweiten
Jahres. Die Reihenfolge der
Amtsniederlegung wird gleich
nach der Wahl durch Los be-
stimmt. Von da ab werden jedes
Jahr sechs Mitglieder gewählt.
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4. Im Falle des Ablebens oder
des Rücktrittes eines Mitgliedes
bestimmt der Exekutivrat aus
den Delegierten des betreffenden
Mitgliedstaates einen Stellver-
treter, der sein Amt bis zur
nächsten Tagung der General-
konferenz ausüben soll, die dann
die Wahl eines ordentlichen Mit-
gliedes für die restliche Zeit-
dauer vornimmt.

B. Aufgaben.

5. Der Exekutivrat ist, unter
der Autorität der Generalkonfe-
renz, für die Durchführung des
von der Konferenz angenomme-
nen Programmes verantwortlich.
Er bereitet die Tagesordnung der
Konferenz und das ihr zu unter-
breitende Arbeitsprogramm vor.

6. Der Exekutivrat empfiehlt
der Generalkonferenz die Auf-
nahme neuer Mitglieder in die
Organisation.

7. Unter Vorbehalt der Be-
schlüsse der Generalkonferenz
stellt der Exekutivrat seine Ge-
schäftsordnung auf. Er wählt
sein Büro aus der Zahl seiner
Mitglieder.

8. Der Exekutivrat tritt min-
destens zweimal im Jahr zu
einer ordentlichen Tagung zu-
sammen. Er kann zu einer
außerordentlichen Tagung zu-
sammentreten auf Einberufung
des Vorsitzenden, auf dessen
eigene Initiative oder auf Er-
suchen von sechs Mitgliedern
des Rates.

9. Der Vorsitzende des Exe-
kutivrates soll der General-
konferenz, mit oder ohne Kom-
mentar, den Jahresbericht des
Generaldirektors über die Tä-
tigkeit der Organisation unter-
breiten, nachdem dieser Bericht
vorher dem Rate vorgelegt wor-
den ist.

10. Der Exekutivrat soll alle
geeigneten Maßnahmen treffen,
um die Vertreter internationaler
Organisationen oder geeignete
Personen über die in seine Zu-
ständigkeit fallenden Fragen zu
konsultieren.
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11. Die Mitglieder des Exe-
kutivrates sollen die ihnen von
der Generalkonferenz übertra-
genen Befugnisse im Namen der
gesamten Konferenz und nicht
als Vertreter ihrer Regierungen
ausüben.

Artikel VI.

D a s S e k r e t a r i a t .

1. Das Sekretariat besteht aus
einem Generaldirektor und dem
erforderlichen Personal.

2. Der Generaldirektor wird
vom Exekutivrat vorgeschlagen
und für einen Zeitraum von
sechs Jahren von der General-
konferenz unter den von ihr
festzusetzenden Bedingungen er-
nannt. Seine Ernennung kann
erneut werden. Er ist der
höchste Beamte der Organi-
sation.

3. Der Generaldirektor oder
ein von ihm ernannter Stellver-
treter soll, ohne Stimmrecht, an
allen Tagen der Generalkon-
ferenz, des Exekutivrates und
der Ausschüsse der Organisation
teilnehmen. Er soll für die von
der Konferenz und vom Rate
zu treffenden Maßnahmen die
geeigneten Vorschläge machen.

4. Der Generaldirektor er-
nennt das Personal des Sekre-
tariates im Einklang mit dem
Personalstatut, das von der
Generalkonferenz zu geneh-
migen ist. Unter der Bedingung,
daß in erster Linie auf höchste
Zuverlässigkeit des Charakters,
Leistungsfähigkeit und Sach-
kenntnis Wert gelegt wird, soll
die Auswahl des Personals auf
möglichst breiter geographischer
Grundlage erfolgen.

5. Die Verantwortlichkeit des
Generaldirektors und des Per-
sonals trägt ausschließlich inter-
nationalen Charakter. Bei Er-
füllung ihrer Pflichten dürfen
sie keine Instruktionen von
irgendeiner Regierung oder von
einer andern, außerhalb der
Organisation stehenden Auto-
rität einholen oder entgegen-
nehmen. Sie haben jede Hand-
lung zu unterlassen, die mit
ihrer Stellung als internationale
Beamte unvereinbar ist. Alle
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Mitgliedstaaten der Organi-
sation verpflichtet sich, dem
internationalen Charakter der
Befugnisse des Generaldirektors
und des Personals Rechnung zu
tragen und nicht den Versuch zu
machen, sie bei Erfüllung ihrer
Aufgaben zu beeinflussen.

6. Keine Bestimmung dieses
Artikels soll die Organisation da-
ran hindern, mit der Organisation
der Vereinten Nationen beson-
dere Übereinkommen über die
Schaffung gemeinsamer Dienst-
stellen, die Anstellung gemein-
samen Personals und den Aus-
tausch von Personal zu treffen.

Artikel VH.

N a t i o n a l e A u s s c h ü s s e
f ü r Z u s a m m e n a r b e i t .

1. Jeder Mitgliedstaat soll die
seinen besonderen Bedingungen
entsprechenden Vorkehrungen
treffen, um die hauptsächlichsten
nationalen Gruppen, die sich für
die Probleme der Erziehung,
Wissenschaft und Kultur inter-
essieren, mit den Arbeiten der
Organisation in Verbindung zu
bringen, und zwar vorzugsweise
durch Errichtung eines Natio-
nalen Ausschusses, dem Vertreter
sowohl der Regierung wie dieser
verschiedenen Gruppen ange-
hören.

2. In den Ländern, in denen
Nationale Ausschüsse oder nati-
onale Organe für Zusam-
menarbeit bestehen, sollen diese
in beratender Eigenschaft bei
den betreffenden Delegationen
zur Generalkonferenz und bei
ihren Regierungen, in allen die
Organisation betreffenden An-
gelegenheiten mitwirken. Sie
sollen ferner als. Verbindungs-
organe bei allen die Organi-
sation interessierenden Fragen
dienen.

3. Auf Verlangen eines Mit-
gliedstaates kann die Organi-
sation ein Mitglied des Sekre-
tariates vorübergehend oder
dauernd in den Nationalen Aus-
schuß des betreffenden Staates
zwecks Mitwirkung an den
Arbeiten des Ausschusses ab-
ordnen.
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Artikel VIII.

B e r i c h t e d e r M i t g l i e d -
s t a a t e n .

Jeder Mitgliedstaat soll in
einer von der Generalkonferenz
näher zu bestimmenden Weise,
der Organisation in regel-
mäßigen Zeitabständen Bericht
erstatten über seine Gesetze,
Verordnungen und Statistiken,
die sich auf seine Einrichtungen
und seine Tätigkeit auf den Ge-
bieten der Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur beziehen, so-
wie über die Maßnahmen, die
er auf Grund der in Artikel IV,
Paragraph 4, vorgesehenen Emp-
fehlungen und Abkommen er-
griffen hat.

Artikel IX.

B u d g e t .

1. Das Budget wird von der
Organisation geregelt.

2. Die Generalkonferenz ge-
nehmigt endgültig das Budget
und regelt die finanzielle Be-
teiligung jedes einzelnen Mit-
gliedstaates unter Vorbehalt der
Bestimmungen, die in dieser
Hinsicht in dem mit der Orga-
nisation auf Grund des Ar-
tikels X geschlossenen Überein-
kommen getroffen werden.

3. Der Generaldirektor kann
mit Zustimmung des Exekutiv-
rates Schenkungen, Legate und
Subventionen von Regierungen,
öffentlichen und privaten Insti-
tutionen, Vereinigungen und
privaten Personen annehmen.

Artikel X.

V e r b i n d u n g m i t d e r
O r g a n i s a t i o n d e r Ver -

e i n t e n N a t i o n e n .

Die Organisation soll sobald
als möglich mit der Organi-
sation der Vereinten Nationen
in Verbindung gebracht werden,
und zwar als eine Spezial-
organisation gemäß Artikel 57
der Satzung der Vereinten
Nationen. Diese Verbindung soll
auf dem Wege eines Überein-
kommens mit der Organisation
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der Vereinten Nationen gemäß
Artikel 63 der Satzung er-
folgen, vorbehaltlich der Geneh-
migung durch die Generalkon-
ferenz dieser Organisation. Das
Übereinkommen soll die Mittel
wirksamer Zusammenarbeit
zwischen den beiden Organi-
sationen bei der Verfolgung
ihrer gemeinsamen Ziele vor-
sehen. Es soll gleichzeitig die
Autonomie dieser Organisation
im Bereiche ihrer Zuständigkeit,
wie sie in dieser Verfassung
geregelt ist, anerkennen. Es
kann namentlich auch Bestim-
mungen über die Genehmigung
des Budgets und die Finan-
zierung der Organisation durch
die Generalversammlung der
Vereinten Nationen enthalten.

Artikel XI.

V e r b i n d u n g m i t
a n d e r e n i n t e r n a t i o n a -
l e n S p e z i a l o r g a n i s a t i -
o n e n u n d S p e z i a l i n s t i -

t u t i o n e n .

1. Die Organisation kann mit
anderen intergouvernementalen
Spezialorganisationen und Spe-
zialinstitutionen zusammenwir-
ken, deren Aufgaben und Tätig-
keit mit der ihrigen in Einklang
stehen. Zu diesem Zweck kann
der Generaldirektor, unter der
hohen Autorität des Exekutiv-
rates, Beziehungen wirklicher
Zusammenarbeit mit solchen
Organisationen und Instituti-
onen anbahnen und gemischte
Ausschüsse ins Leben rufen, die
für notwendig erachtet werden,
um eine wirkliche Zusammen-
arbeit zu ermöglichen. Jedes mit
einer SpezialOrganisation oder
Spezialinstitution getroffene
Übereinkommen muß vom Exe-
kutivrat genehmigt werden.

2. Wann immer die General-
konferenz dieser Organisation
und die zuständigen Organe
irgendeiner anderen intergouver-
nementalen SpezialOrganisation
oder Spezialinstitution, die ähn-
liche Ziele und Aufgaben ver-
folgen, es für wünschenswert
halten, die Hilfsquellen und
Aufgaben der betreffenden Or-
ganisation oder Institution auf
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diese Organisation zu über-
tragen, kann der Generaldirek-
tor, vorbehaltlich der Genehmi-
gung von seiten der Konferenz
zu diesem Zweck die erforder-
lichen Übereinkommen treffen,
die für beide Teile annehmbar
sind.

3. Die Organisation kann mit
anderen intergouvernementalen
Organisationen geeignete Über-
einkommen treffen, um eine ge-
genseitige Vertretung auf den
beiderseitigen Tagungen zu er-
möglichen.

4. Die Organisation der Ver-
einten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur kann
geeignete Übereinkommen tref-
fen zwecks Konsultation und
Zusammenarbeit mit internatio-
nalen privaten Organisationen,
deren Arbeitsgebiet in ihre Zu-
ständigkeit fällt und kann sie
einladen, besondere Aufgaben
zu übernehmen. Eine solche Zu-
sammenarbeit kann auch in
einer angemessenen Beteiligung
von Vertretern solcher Organi-
sationen an den Arbeiten der
von der Generalkonferenz ins
Leben gerufenen Spezialaus-
schüsse bestehen.

Artikel XII.

D i e r e c h t l i c h e S t e l -
l u n g d e r O r g a n i s a t i o n .

Die Bestimmungen der Ar-
tikel 104 und 105 der Satzung
der Organisation der Vereinten
Nationen über die rechtliche
Stellung der Organisation, ihre
Vorrechte und Immunitäten,
finden in gleicher Weise auf die
vorliegende Organisation An-
wendung.

Artikel XIII.

A b ä n d e r u n g e n .

1. Vorschläge auf Abände-
rung dieser Verfassung treten
in Kraft, sobald sie von der
Generalkonferenz mit Zweidrit-
telmehrheit angenommen wor-
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den sind. Falls diese Vorschläge
jedoch grundsätzliche Ände-
rungen in den Zielen der Orga-
nisation oder neue Verpflich-
tungen für die Mitgliedstaaten
mit sich bringen, so ist zu ihrer
Inkraftsetzung eine nachträg-
liche Annahme durch zwei Drit-
tel der Mitgliedstaaten erforder-
lich. Der Wortlaut der Abände-
rungsvorschläge soll den Mit-
gliedstaaten durch den General-
direktor mindestens sechs Mo-
nate vor der Unterbreitung der
Vorschläge an die Generalkon-
ferenz mitgeteilt werden.

2. Die Generalkonferenz ist
berechtigt, Verfahrensregeln über
die Anwendung der Bestim-
mungen dieses Artikels mit
Zweidrittel-Mehrheit anzu-
nehmen.

Artikel XIV.

A u s l e g u n g .

1. Der englische und der
französische Text dieser Ver-
fassung sind in gleicher Weise
maßgebend.

2. Jede Frage und jeder
Streitfall, betreffend die Aus-
legung dieser Verfassung, sollen
der Entscheidung des Internatio-
nalen Gerichtshofes oder eines
Schiedsgerichtes unterbreitet
werden, je nachdem, welche Ent-
scheidung die Generalkonferenz
im Einklang mit ihrer Geschäfts-
ordnung trifft.

Artikel XV.

I n k r a f t t r e t e n .

1. Diese Verfassung unterliegt
der Genehmigung. Die Geneh-
migungsurkunden sollen bei der
Regierung des Vereinigten
Königreiches hinterlegt werden.

2. Diese Verfassung soll zur
Unterzeichnung in dem Archiv
der Regierung des Vereinigten
Königreiches hinterlegt werden.
Die Unterzeichnung kann ent-
weder vor oder nach der Hinter-
legung der Genehmigungsur-
kunde erfolgen. Keine Geneh-
migung ist gültig, wenn nicht
vorher oder nachher die Unter-
zeichnung erfolgt ist.
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3. Diese Verfassung tritt in
Kraft, wenn zwanzig der Unter-
zeichner sie genehmigt haben.
Nachträgliche Genehmigungen
werden unmittelbar wirksam.

4. Die Regierung des Ver-
einigten Königreiches wird alle
Mitglieder der Vereinten Natio-
nen benachrichtigen, wenn sie
die Genehmigungsurkunden er-
halten hat und in welchem Zeit-
punkte die Verfassung im Sinne
des vorhergehenden Para-
graphen in Kraft getreten ist.

Zu Urkund dessen haben die
Unterzeichner, zu diesem
Zwecke ordnungsmäßig bevoll-
mächtigt, diese Verfassung in
englischer und französischer
Sprache unterzeichnet, deren
beide Texte in gleicher Weise
maßgebend sind.

Geschehen zu London, am
sechzehnten November 1945, in
einem einzigen Exemplar, in
englischer und französischer
Sprache. Beglaubigte Abschriften
sollen den Regierungen aller
Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen von der Regierung
des Vereinigten Königreiches
übermittelt werden.

ARGENTINIEN:

CONRADO TRAVERSO
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NICARAGUA:
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PANAMA:
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E. LETTS

PHILIPPINEN:
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namens der Republik Österreich beizutreten und verspricht in deren Namen die gewissenhafte
Erfüllung des Abkommens.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Beitrittsurkunde vom Bundespräsidenten unterfertigt,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Unterricht und vom Bundesminister für die Auswärtigen
Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 9. Juli 1948.

Der Bundespräsident:

Renner

Der Bundeskanzler:

Figl

Der Bundesminister für Unterricht:

Hurdes

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Gruber

Die Ratifikationsurkunde wurde am 13. August 1948 bei der Regierung des Vereinigten
Königreiches von Großbritannien und Nordirland hinterlegt.

Gemäß Artikel XV, Absatz 3, der Verfassung der UNESCO ist daher der Beitritt Österreichs
am 13. August 1948 wirksam geworden.

Die Verfassung der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und
Kultur (UNESCO) ist bis zum 15. September 1948 von folgenden Staaten angenommen worden:

Ägypten, Afghanistan, Argentinien, Australien, Belgien, Bolivien, Brasilien, Canada, China,
Columbien, Cuba, Dänemark, Dominikanische Republik, Ecuador, Frankreich, Griechenland, Honduras,
Haiti, Indien, Iran, Italien, Libanon, Liberia, Luxemburg, Mexiko, Niederlande, Neu-Seeland,
Norwegen, Peru, Philippinen, Polen, Salvador, Saudisch-Arabien, Südafrikanische Union, Syrien,
Tschechoslowakei, Türkei, Ungarn, Uruguay, Venezuela, Vereinigtes Königreich von Großbritannien
und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika.

Figl

5 0 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Handel und Wiederaufbau vom
29. Dezember 1948, betreffend die
Ratifikation des Abkommens von Neu-
châtel über die Erhaltung oder die
Wiederherstellung der durch den zweiten
Weltkrieg beeinträchtigten Eigentumsrechte
durch Brasilien und Griechenland, betreffend
die Ausdehnung des Geltungsbereiches dieses
Abkommens auf die niederländischen über-
seeischen Gebiete sowie betreffend die An-
wendung des Schlußprotokolls und des zu-
sätzlichen Schlußprotokolls dieses Abkom-

mens auf die Dominikanische Republik.

Die Regierungen Brasiliens und Griechenlands
haben der Regierung der Schweizerischen Eid-
genossenschaft die Ratifikation des Abkommens
von Neuchâtel vom 8. Februar 1947 über die
Erhaltung oder die Wiederherstellung der durch
den zweiten Weltkrieg beeinträchtigten Eigen-
tumsrechte sowie des Schlußprotokolls und des

zusätzlichen Schlußprotokolls hiezu (B. G. Bl.
Nr. 190/1948) angezeigt. Gemäß Artikel 9,
Abs. (1) des Abkommens von Neuchâtel ist dieser
Vertrag für Brasilien am 15. Mai 1948 und für
Griechenland am 19. Juni 1948 wirksam ge-
worden.

Die Regierung der Niederlande hat ferner
der Regierung der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft gemäß Artikel 10 des Abkommens von
Neuchâtel angezeigt, daß der Beitritt der Nieder-
lande zu diesem Abkommen sowie zum Schluß-
protokoll und zum zusätzlichen Schlußprotokoll
hiezu sich mit Wirkung vom 30. Oktober 1947
auch auf die niederländischen überseeischen Ge-
biete erstreckt.

Endlich hat die Regierung der Dominika-
nischen Republik der Regierung der Schweize-
rischen Eidgenossenschaft angezeigt, daß der
Beitritt der Dominikanischen Republik zum Ab-
kommen von Neuchâtel auch den Beitritt zum
Schlußprotokoll und zum zusätzlichen Schluß-
protokoll hiezu umfaßt.

Figl


